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Im Krisenjahr 3 muss man leider fest-
stellen, dass die Antwort der Gewerk-
Schäften und der Linken auf die Krise
im allgemeinen relativ schwach war.
Die Schwächen waren einerseits in-
haltlicher Natur, betrafen andererseits
aber auch das Terrain der Arbeitsbe-
Ziehungen und des politischen Hand-
lungs- und Durchsetzungsvermögens.
Die Gewerkschaftsbewegung konnte
die vertraglichen Errungenschaften
nur mit grosser Mühe einigermassen
verteidigen. Sie war auch nicht in der

Lage, das materielle Niveau der Ver-
träge zu halten (letztes gravierendes

che zuerst und am stärksten von der
Krise erfasst wurde. Dieses Forde-
rungspaket - das in seinen wesentli-
chen Punkten auch im zweiten SGB-
Programm zur Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit vom März 1993 aufge-
nommen wurde - war ein erster zur
Diskussion gestellter Ansatz. Darin
wird mit Nachdruck ein antizykli-
sches Verhalten der öffentlichen Hand
in guter keynesianischen Tradition
verlangt: Lockerung der Geldpolitik,
Aufstockung der Mittel für den Woh-
nungsbau, Vorziehen von Investitio-
nen im öffentlichen Verkehr und Ein-
führung eines Investitionsbonus für
Gemeinden und Kantone.
Die Hauptkritiken der Linken an die-
sem Programm- und am Investitions-
bonus als dessen zentrale Forderung -
können wie folgt zusammengefasst
werden:

• einerseits wurde der Zeitpunkt
kritisiert, indem man auf die
Gefahr hinwies, es könne pro-
zyklisch wirken; andererseits
wurde es als «baulastig», «struk-
turerhaltend», «wachstumsorien-
tiert» taxiert (B. Kappeler, ehem.
SGB-Sekretär, R. Winkler, SP-
Präsident ZH; und die Grünen)

• das Programm sei männerlastig
(Feministinnen)

• die Forderungen gäben keine
Antwort auf die strukturellen Pro-
bleme der Schweizer Wirtschaft
(alle bereits genannten Kritiker zu-
sammen mit den Rechten).

Mittlerweile lässt sich eine erste Zwi-
schenbilanz erstellen. Den Investi-
tionsbonus konnten wir zusammen
mit der SPS erst im März 1993 im
Parlament durchsetzen. Die 250 Mio.
wurden von Gemeinden und Kantone
innerhalb von wenigen Wochen inAn-
sprach genommen, was in den näch-
sten Monaten zur Rettung bzw. Neu-
Schaffung von gegen 10 000 Arbeits-
plätze in der Bauwirtschaft und etwa
gleich vielen in anderen Branchen
führen wird. Auch wenn der Entscheid
mit einem Jahr Verzögerang gefasst
wurde, bestreitet heute fast niemand
mehr, dass er immer noch zum richti-
gen Zeitpunkt fiel.
«Zum Vorwurf der <Baulastigkeit> des

Programms», schreibt H. Baumann
(Widersprach, 25/93), «ist festzustel-
len, dass grundsätzlich fast jedes
staatliche Konjunkturprogramm die
Bauinvestitionen fördert, da diese
nicht nur den grössten Teil aller Inve-
stitionen umfassen, sondern Bund,
Kantone und Gemeinden auch einen

Hauptteil dieser Investitionen verge-
ben... Und dem Hinweis aufdie Struk-
turerhaltung des Baugewerbes ist
entgegenzuhalten, dass die Beschäfti-

Beispiel: der Krisenartikel in der Ma-
schinenindustrie).
Die Reaktion kam auch zu spät, weil
die Krise sowohl in ihremAusmass, in
ihrer Tiefe (zumindest in bestimmten
Branchen) und in ihrer Dauer ziemlich
alle überrascht hat.
Dieser Beitrag soll sich und kritisch
mit den Vorschlägen zur Überwin-
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dung der Krise auseinandersetzen, die
von linker Seite in den letzten paar
Jahren formuliert wurden. Dazu lässt
sich sagen, dass diese Vorschläge eher

Lösungsansätze waren, die innerhalb
einer gespaltenen Linken gegenein-
ander ausgespielt wurden, was deren

politische Durchsetzungskraft zusätz-
lieh schwächte. Die Gewerkschaften
und die Linke müssen deshalb versu-
chen, die verschiedenen Lösungsan-
Sätzen in einem kohärenten Antikri-
senprogramm umzusetzen.

Das Impulsprogramm

Nach einem im August 1991 misslun-

genen Versuch gelang es im Januar
1992 der GBl, den SGB für ein Im-
pulsprogramm zu gewinnen. Die GBl
hat sich als erste für ein solches Pro-

gramm eingesetzt, weil die Baubran-
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gung im Schweizer Baugewerbe in-
zwischen so dramatisch gesunken ist
und derart viele Betriebe verschwun-
den sind, dass heute die vorhandenen
Kapazitäten bereits beträchtlich unter
das für die Schweizer Wirtschaft not-
wendige, langfristige Niveau gesun-
ken sind. Zudem gehen das SGB-
Programm sowie das schliesslich von
den Räten genehmigte 300-Mio.-Pa-
ket über die traditionellen, beschäfti-
gungspolitischen Programme hinaus,
indem nicht Ankurbelungsmassnah-
men um jeden Preis ergriffen werden.
GBl und SPS haben von Anfang an
darauf bestanden, dass nur Investitio-
nen gefördert werden, die einem so-
zialen Bedarf entsprechen und/oder
ökologisch sinnvoll sind... Nicht zu
unterschätzen ist der <Multiplikator-
effekt> von solchen Investitionen.»'
Gerade die Umsetzung des Investi-
tionsbonus zeigt, dass es sozial wie
ökologisch sinnvolle und erfolgrei-
che, d.h. kurzfristig beschäftigungs-
wirkende Massnahmen durchaus gibt,
und dies entgegen allen Behauptun-
gen der herrschenden neokonservati-
ven Wirtschaftsideologie. Im Ansatz
handelt es sich hier um einen Durch-
bruch, einen Sieg gegen den konser-
vativen Hauptideologen von der NZZ
hin bis zur «Finanz und Wirtschaft».
Dies bedeutet bei weitem nicht, dass in
der Wirtschaftspolitik eine Wende
stattgefunden hat. Aber die ausser-
ordentlich harten Attacken gegen den
Investitionsbonus und gegen jede
andere keynesianische Massnahme
drücken nur die Angst vor dem Beginn
einer Kehrtwende in der Wirtschafts-
politik aus. Es ist zu hoffen, dass nach
den positiven Erfahrungen des Inve-
stitionsbonus die Linke ihre Positio-
nen revidiert, so dass im Kampf für die
Aufstockung der Mittel für den Inve-
stitionsbonus mit einer einheitlichen
Front gerechnet werden kann.
Zu lange wurden die konjunkturellen
Ursachen der Krise gegen die struk-
turellen ausgespielt, selbst in der Lin-
ken. Die Vertiefung der Analyse über
die beiden Fragenkomplexe und ihrer
Wechselwirkung ist natürlich von Be-
deutung. Aber sie soll uns in unseren
Handlungen nicht blockieren. Sich für
konjunkturelle Massnahmen einzu-
setzen, bedeutet noch nicht, die struk-
turellen Komponenten der Krise her-
unterspielen zu wollen oder sie zu
unterschätzen. Eine Antwort dazu
drängt sich ebenso auf. Und einige
wertvolle Ansätze dazu wurden in-
zwischen auch formuliert:

Industrie- und Strukturpolitik

Industriepolitik ist für die Rechte
praktisch kein Thema. Ein kürzlich

veröffentlichter Bericht einer Exper-
tengruppe des Bundes kommt zum
Schluss, dass kein Handlungsbedarf
im Bereich staatlicher Technologie-
politik bestehe. Selbst die Linke hat in
der Schweiz in diesem Bereich keine
grosse Tradition, obschon die Formu-
lierung einer Industriepolitik von zen-
traler Bedeutung für eine alternative
Politik wäre. Immerhin haben in den
letzten paar Jahren die Gewerkschaf-
ten, speziell der SMUV, die frühere
GTCP und die GBl einiges geleistet,
um den Rückstand aufzuholen und
endlich eine aktive Rolle zu spielen.
Dabei muss die Präsenz des Staates,
insbesondere in den Bereichen For-
schung und Entwicklung massiv ge-
stärkt werden, und zwar primär zu
Gunsten der kleineren und mittleren
Betriebe. Neu sollen aber auch in der
zukünftigen Industriepolitik die Ver-

tragspartner aktiver werden - also
auch die Gewerkschaften - je nach-
dem mit oder ohne Staat. Projekte wie
«QUBI» beim SMUV, eine Bera-
tungsstelle für Betriebskommissionen
und Unternehmungen in Fragen der
Arbeitsorganisation und der Qualifi-
zierung der Arbeitnehmerlnnen" oder
wie das industriepolitische Konzept
für die Textilindustrie^, mit Qualifi-
zierungsprogrammen für ungelernte
Arbeitnehmerinnen, zeigen einen
konkreten Weg für eine qualitativen
Sprung in die gewünschte Richtung.
Ein Industriekonzept für den Bereich
Chemie steht bei der GBl in der Er-
arbeitungsphase. Ein Teil der struktu-
rellen Probleme, die durch die rasante
technologische Entwicklung verur-
sacht werden, kann damit besser er-
fasst werden/
Was die neue Strukturpolitik als linke
Alternative zum «Revitalisierungs-
projekt» der Rechten angeht, verwei-
sen wir auf den interessanten Beitrag
von W. Schöni (Widerspruch 23/93)
und auf das neue Grundsatzprogramm
der GBl/

Aufteilung der vorhandenen
Erwerbsarbeit

Erneutes wirtschaftliches Wachstum
in der Grössenordnung von 3% des

BSP dürfte pro Jahr bestenfalls 20 000
bis 30 000 der brachliegendenArbeits-
kräften neu absorbieren. Ein solches
Wirtschaftswachstum scheint in den
nächsten Jahren wenig realistisch.
Auch werden neue Organisations- und
Produktionsmethoden - wie z.B. die
«Schlanke Produktion» (lean pro-
duction) - mit ihrem gewaltigen
Schub an Produktivitätssteigerungen
dieses mögliche Beschäftigungs-
Wachstum erneut mindern.
Aus diesem Grund verlangt die mittel-

und langfristige Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit in der Schweiz nicht
nur antikonjunkturelle Massnahmen,
nicht nur eine wesentlich aktivere Ar-
beitsmarktpolitik (professionelle Be-

ratung in speziellen Zentren, gezielte
berufliche Qualifizierung, Berufs-
praktika und Beschäftigungsprogram-
me, Starthilfe für selbständige Er-
werbstätigkeit, usw.), sondern auch
eine konsequente Politik der Umver-
teilung durch Arbeitszeitverkürzung.
Die GBl hat diesbezüglich Thesen
veröffentlicht, die den Rahmen ihrer
Politik abstecken/ Frühzeitige Pen-

sionierung, Reduktion der generellen
Wochenarbeitszeit, Bildungsurlaub,
Teilzeitarbeit, Ferien sind alles sinn-
volle Formen der Arbeitszeitverkür-
zung. Ihre Beschäftigungswirkung ist
jedoch keinesfalls automatisch, wie
viele Arbeitnehmerinnen inzwischen
wissen. Am wahrscheinlichsten wird
die Beschäftigungswirkung jedoch da

eintreten, wo relativ schnell grössere
Schritten vollzogen werden.
Die Gewerkschaften des öffentlichen
Bereiches diskutieren und verhandeln
über die Arbeitszeitverkürzung mit
Lohneinbussen. Im Gegensatz zu den
öffentlichen Gewerkschaften sind wir
der Meinung, dass eine Arbeitszeit-
Verkürzung auf40 Stunden pro Woche
nicht mit Lohneinbussen «erkauft»
werden soll. Bei weitergehenden
Schritte sind bei den unteren Ein-
kommen Reallohneinbussen ebenfalls
ausgeschlossen, da sie zu Verarmung
oder Schwarzarbeit führen würden;
bei mittleren und höheren Einkorn-
men können Konzessionen diskutiert
werden. Zentral bleibt, dass solche
Schritte mit einer durch die Gewerk-
Schäften und die Arbeitnehmervertre-
tung kontrollierbaren Schaffung von
Arbeitsplätzen verbunden werden
müssen, wobei wir uns bewusst sind,
dass die Kontrolle der Beschäfti-
gungswirkung im privaten Sektor und
insbesondere in den kleinen und mitt-
leren Betrieben noch schwieriger ist
als im öffentlichen Bereich. Wir plä-
dieren für die «Sozialisierung» eines
Teils der entstehenden Kosten, welche
die einzelbetrieblichen (bzw. Bran-
chen-) Möglichkeiten übersteigen.
Ein erster Schritt könnte im Rahmen
der bevorstehenden Revision der Ar-
beitslosenversicherung gemacht wer-
den, und dies mit der Förderung von
arbeitszeitverkürzenden, an ein Bo-
nussystem gekoppelten Massnahmen.
Dies sollte z.B. die Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit durch die Freistel-
lung älterer Arbeitnehmerinnen er-
möglichen, d.h. eine frühzeitige,
durch Staat, Arbeitgeber und Arbeit-
nehmerlnnen finanzierte Pensionie-

rung. Volksinitiativen wie in St. Gal-
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len, Bern, Waadt oder Genf, die Soli-
darsteuern bei mittleren und höhere
Einkommen zu Gunsten der Bekämp-
fung der Krise fordern, zeigen den
Weg der möglichen Finanzierung.
Eine solche Politik lässt sich in der
Schweiz nicht ohne eine grosse und
soziale Bewegung durchsetzen. Der
Widerstand seitens der Arbeitgeber
wird sehr hart sein. Deshalb müssen
wir die entsprechenden Voraussetzun-

gen schaffen, indem wir für die
Lohnabhängigen glaubwürdige For-
derungen aufstellen und die notwen-
digen Schritte unternehmen, um unse-
re eigene Basis dafür zu gewinnen.
Die vorhandenen Ängste sind gross,
die Erfahrungen der Vergangenheit oft
negativ (Stresszunahme bei zu gerin-
gen Schritten zur Arbeitszeitredukti-
on), das Solidaritätsbewusstsein un-
genügend. Diese Hindernisse müssen
überwunden werden.

Absicherung des «Ausgehens der Arbeit»

(garantiertes Mindesteinkommen)

Von einem Teil der Linken (und der
Feministinnen) wird - in Anlehnung
an A. Gorz - die These vertreten, dass
die Arbeit sowieso ausgeht, dass es in
dieser Gesellschaft sowieso zu einer
Spaltung des Arbeitsmarktes kommt,
in dem mindestens ein Drittel keinen
Platz im Wirtschaftsapparat mehr hat.
Für diesen Drittel stellt sich die Frage
der Einführung eines garantierten
Mindesteinkommens. Die Idee ist
nicht neu, sie wurde ursprünglich so-

gar von Milton Friedman, dem be-
rühmtesten der reaktionären Ökono-

men, lanciert. Diese Idee hat in den
letzten Jahren insbesondere in der SPS

zu interessanten Auseinandersetzun-

gen geführt.'
Wir sind der festen Überzeugung, dass
eine relative Vollbeschäftigung für die
Schweiz immer noch ein realistisches
und sinnvolles Ziel ist. Deswegen
plädieren wir schwergewichtig für
antizyklische Massnahmen, für die
Umverteilung der Arbeit usw. Die
Horrorvision einer gespaltenen Ge-
Seilschaft - mit einem Drittel oder
mehr Arbeitslosen oder Arbeitnehme-
rinnen in absolut prekären Verhältnis-
sen - müssen wir mit allen Mittel ver-
hindern. Tatsache ist aber, dass schon
heute ein Teil der Leute «ausgegrenzt»
wird. Einen generellen Ersatz der

heutigen Sozialversicherungen durch
ein GME (garantiertes Mindestein-
kommen) scheint uns nicht sinnvoll.
Wir würden damit die Festigung eines

gespaltenen Arbeitsmarktes riskieren.
Ein GME in Form einer Ergänzung zu
den heutigen Sozialversicherungen
wäre bestimmt sinnvoller und ist eher
anzustreben, um die neue und alte

Armut zu bekämpfen, ohne dass damit
die sogennante «Zweidrittelgesell-
schaft» gefestigt würde.

Massnahmenpaket gegen
die Erwerbslosigkeit von Frauen

In wirtschaftlichen Krisenzeiten ha-
ben Frauen die negativen Folgen
doppelt zu tragen. Deshalb werden mit
Nachdruck spezifische Massnahmen
für Frauen verlangt. Die sozialdemo-
kratische Fraktion hat im Juni eine
parlamentarische Initiative für die
Jahre 1994/96 eingereicht, die einen
Rahmenkredit von 200 Mio. Franken
zur Vorbeugung und Bekämpfung
der Frauenarbeitslosigkeit vorsieht.^
Nach Nationalrätin Christine Göll
sollen damit frauenspezifische Bil-
dungs- und Beschäftigungsprogram-
me, Projekte für Wiedereinsteigerin-
nen oder zur Förderung der selbstän-
digen Erwerbstätigkeit von Frauen,
betriebliche Massnahmen zur Erhal-
tung und Schaffung von sozial und
rechtlich abgesicherten Teilzeitstellen
sowie die Schaffung von ausserhäus-
liehen Kinderbetreuungsangeboten
finanziert werden. Bundesbeiträge bis
zu 25% sollen dafür zur Verfügung
gestellt werden, was einer neuen und
sinnvollen Version des Investitionsbo-
nus gleichkäme. Damit wird auch ein
Weg gezeigt in Richtung Schaffung
von Arbeitsplätzen durch Ausweitung
des öffentlichen Bereiches. Man muss
sich keine Illusionen machen. Der
Widerstand gegen Projekte, für die an
und für sich ein grosser sozialer Be-
darfbesteht und besonders den Frauen
etwas bringt, etwa im Gesundheitsbe-
reich, im Erziehungssektor und bei der
Kinderbetreuung, ist noch wesentlich
grösser als im Falle der Bauinvesti-
tionen. Solche Projekte sind oft mit
kontinuierlichen, nicht einmaligen
Folgekosten verbunden und stehen
der Ideologie und der Politik der Bür-
gerlichen diametral gegenüber. Trotz-
dem muss sich man/frau mit Vehe-

menz dafür einsetzen. Diese Projekte
zeigen im Ansatz den Weg einer ech-
ten Alternative. Sie ersetzen aber nicht
die mittel- und langfristige - z.T. auch
für die Arbeitnehmerschaft schmerz-
hafte - Perspektive der Neuverteilung
der Arbeit zwischen den Geschlech-
tern.

Schlussbemerkungen

Es gibt bestimmt noch andere Ansätze
gegenüber der Krise. Zu erwähnen ist
die Fundamentalkritik gegen das
herrschende kapitalistische System,
wie sie insbesondere von einem Teil
der Genfer Gewerkschaftsbewegung
vertreten wird (siehe Beitrag von

E. Décarro). In einer Zeit der Orientie-
rungslosigkeit ist eine grundsätzliche
Analyse und Einschätzung der herr-
sehenden Wirtschafts- und Sozialme-
chanismen von zentraler Bedeutung,
umso mehr als wir hier wahrscheinlich
nicht mit einer vorübergehenden und
krisenbedingten Verhärtung der Ar-
beitgeberschaft, sondern, mit einer
historischen Wende der Unternehmer-
politik gegenüber den «Sozialpart-
nern» in diesem Land konfrontiert
werden. Wir laufen aber Gefahr, dass

man mit einem solchen Ansatz nicht
über eine Analyse hinauskommt oder
zu nur defensiven Strategien übergeht.
Die Auseinandersetzung mit den

wichtigsten linken Ansätzen zur Kri-
senbekämpfung zeigt, dass es durch-
aus möglich und sinnvoll ist, diese in
eine koordinierte Strategie zu inte-
grieren, auch wenn sie oft von einer
unterschiedlichen Einschätzung der
Natur und der Folgen der Krise aus-
gehen und auch wenn sie bis jetzt oft
gegeneinander ausgespielt wurden.
Unsere dringlichste Aufgabe besteht
nicht nur darin, einen minimalen
Konsens in der Einschätzung dieser
Krise zu finden, sondern auch ein «in-
tegriertes Paket» zu erarbeiten, das

eine überzeugende Synthese darstellt.
Eine Klärung unseres wirtschaftspo-
litischen Kurses ist ein wichtiger Bei-
trag zur Überwindung der Schwächen
der Gewerkschaftsbewegung.

1 Hans Baumann «Gegensteuer: Gewerk-
Schäften machen mobil», Widerspruch 25/93.

2 QUBI (Qualifizieren, Bilden) — ein
SMUV-Projekt für Qualifizierung und Bera-

tung für soziale Innovation.

3 GTCP/GBI «Industriepolitische Zielset-

zungen für die Textilbranche», 1992.

4 Siehe SGB-Thesen zur Industriepolitik
1992, Artikel Schäppi/Schöni in «Wider-
sprach» 24/92 und Schöni in «Widerspruch»
25/93.

5 Walter Schöni, «Neue Strukturpolitik statt
Revitalisierung», «Widerspruch» 25/93;
Grundsatzprogramm und Leitbild der GBi,
1993, bei der GBl umsonst erhältlich.

6 GBI-Thesen zur Arbeitszeitverkürzung
und Beschäftigungspolitik-Juni 1993.

7 SPS-Dokumentation zur GME, 1992.

8 SPS-Pressedienst vom Juni 1993.
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